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Öffentliche Bekanntmachungen 
 

 
Bekanntmachung 

 
über den Beschluss der Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn zur Aufhebung der 
3. Änderung der Gestaltungssatzung vom 20.12.2010 der Stadt Ostseebad Kühlungsborn sowie Beschluss 

über die 4. Änderung der Gestaltungssatzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
 

Die Stadtvertreterversammlung hat in Ihrer Sitzung am 16.12.2021 die Aufhebung der 3. Änderung des Ge-
staltungssatzung vom 20.12.2010 beschlossen. 

Weiterhin erfolgte die Beschlussfassung über die 4. Änderung des Gestaltungssatzung. 
Die Satzung über die 4. Änderung der Gestaltungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft 

und hebt bisherige Fassungen einschließlich der Änderungen auf. 
Im Folgendem wird die Satzung über die 4. Änderung der Gestaltungssatzung bekannt gemacht: 

 
 

Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
4. Änderung der Gestaltungssatzung 

 
Präambel 
 
Zum Schutz und zur zukünftigen Gestaltung des Stadtbildes der Stadt Ostseebad Kühlungsborn, das von be-
sonderer geschichtlicher, architektonischer und städtebaulicher Bedeutung ist, wird auf der Grundlage des 
§ 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13.07.2011 (GVOBl. M-V S. 77) zuletzt geändert durch geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. Juli 2019 (GVOBl. MV S. 467) und § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15.10.2015 (GVOBl. M-V S. 344), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. 
Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 1033) nach Beschluss der Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Küh-
lungsborn vom 16.12.2021 folgende 4. Änderung der Gestaltungssatzung als örtliche Bauvorschrift erlassen. 
Die Gestaltungssatzung vom 25.04.1996 (Erstbeschluss) sowie vom 07.11.1996 (Beitrittsbeschluss), die 1. 
Satzung zur Änderung der Gestaltungssatzung vom 28.04.2005 sowie die 2.Satzung zur Änderung der Ge-
staltungssatzung vom 24.03.2006 und die 3. Satzung zur Änderung vom 20.12.2010 werden damit aufgeho-
ben. 
 
Neben dem Schutz des besonderen Stadtbildes der Stadt Ostseebad Kühlungsborn soll die Satzung auch ein 
Beitrag dazu sein, nachhaltiger und klimafreundlicher zu werden. Dabei sind wichtige Ziele die Minimierung 
der Versiegelungen, die Maximierung von Grün (Luftqualität, Mikroklima, Schatten, Lebensraum für Insek-
ten etc.), die Reduzierung von Lichtverschmutzung sowie die Reduzierung von CO2 und Erwärmung. 
 
TEIL I ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 
 
§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
 
(1) Der Geltungsbereich dieser Satzung umfasst das Gebiet, welches in dem als Anlage 1 beigefügten Plan 
gekennzeichnet ist. Die Anlage 1 ist Bestandteil dieser Satzung und kann im Internet unter 
https://www.stadt-kuehlungsborn.de/ortsrecht-.html und im Bauamt der Stadt Ostseebad während der 
öffentlichen Sprechzeiten von jedermann eingesehen werden. 
 
§ 2 Allgemeine Anforderungen 
 
(1) Die Satzung gilt für Um-, Erweiterungs- und Neubauten sowie alle sonstigen Veränderungen der äuße-
ren Gestaltung sowie für Werbeanlagen. Sie gilt auch für Vorhaben, die baugenehmigungsfrei sind. 

https://kuehlungsborn-intern.sitzung-mv.de/amtsinfo/SI010?YY=2010&MM=12&DD=20
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(2) Die Errichtung und Änderung von Anlagen muss nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen in der 
Weise ausgeführt werden, dass die geschichtliche, architektonische und städtebauliche Eigenart des Stadt-
bildes von Kühlungsborn gewahrt wird. 
 
§ 3 Begriffsbestimmungen 
 
(1) Öffentliche Verkehrsflächen im Sinne dieser Satzung sind alle öffentlich zugänglichen Straßen, Wege und 
Plätze sowie Park- und Wasserflächen. 
(2) Als der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandt wird die Gebäudeseite bezeichnet, die parallel zur Längs-
achse der öffentlichen Verkehrsfläche steht. Eckgebäude haben zwei der öffentlichen Verkehrsfläche zuge-
wandte Seiten. 
(3) Als von der öffentlichen Verkehrsfläche einsehbar werden die Gebäudeseiten und Anlagen bezeichnet, 
die von der anliegenden öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar sind. 
(4) Als Hausvorbereich werden die Außenanlagen zwischen der vorhandenen Bauflucht der der öffentlichen 
Verkehrsfläche sowie auch unter Abs. 3 zugewandten Gebäudeseite und der öffentlichen Verkehrsfläche 
bezeichnet. 
(5) Sonnenschutzanlagen (Markisen, Sonnenschirme) im Sinne dieser Satzung sind bewegliche Anlagen zum 
Schutz gegen Sonne und Niederschlag ohne dauerhafte Verbindung mit dem Erdboden. 
(6) Als Warenauslagen sind alle Elemente zu verstehen, welche der Anpreisung, der Präsentation oder dem 
direkten Verkauf von Ware dienen. 
 
TEIL II GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN 
 
§ 4 Baukörper 
 
(1) Die Länge der der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Gebäudeseite darf an der Ostseeallee maxi-
mal 40 m, an der Strand- und Hermannstraße maximal 30 m und an den übrigen Straßen maximal 20 m be-
tragen. 
(2) Die den Nebenstraßen der Ostseeallee zugewandten Gebäudeseiten dürfen eine Länge von maximal 40 
m haben, die so zu gliedern sind, dass Baukörper mit einer Länge von jeweils maximal 20 m entstehen. 
(3) Die Deckenoberkante von Sockelgeschossen darf im Mittel nicht mehr als 1,2 m über die festgelegte Ge-
ländeoberfläche hinausragen. Als Deckenoberkante im Sinne dieser Satzung wird die Oberkante Fertigfuß-
boden bezeichnet. 
(4) Die Traufhöhe darf bei zweigeschossigen Gebäuden höchstens 7,0 m, bei dreigeschossigen Gebäuden 
höchstens 10,0 m und für jedes weitere Geschoss jeweils höchstens 2,8 m zusätzlich betragen. 
(5) Turmartige Gebäudeteile sind nur zulässig bei Gebäuden mit einer Dachneigung von mindestens 45°. 
Türme dürfen die Traufhöhe des Gebäudes nur bis zur Hälfte der Höhe des Hauptdaches, maximal aber um 
3,0 m überschreiten. 
 
§ 5 Anbauten und Nebengebäude 
 
(1) Anbauten müssen dem Hauptgebäude proportional untergeordnet sein und sich in der Baukörperform 
von diesem absetzen. First- und Trauflinie des Anbaus müssen niedriger sein als die des Hauptbaukörpers. 
(2) Wintergärten sind auf der der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Gebäudeseite nicht zugelassen. 
Als Wintergärten im Sinne dieser Satzung werden Anbauten bezeichnet, deren Dachfläche ganz oder teil-
weise transparent ausgebildet ist. 
(3) Dem Hauptgebäude vorgelagerte Veranden auf der der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Ge-
bäudeseite, deren Breite mehr als 1/3 der Breite des Hauptgebäudes beträgt, dürfen maximal 2,50 m tief 
sein. 
(4) Zelte und aufgeständerte Markisen jeglicher Größe in den von der öffentlichen Verkehrsfläche einseh-
baren Grundstücksbereichen sind unzulässig. 
(5) Nebengebäude für die Unterbringung von Mülltonnen, Fahrrädern etc. sowie Garagen dürfen nicht in 
Hausvorbereichen errichtet werden. 
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§ 6 Bauflucht 
 
(1) Hauptbaukörper müssen die vorhandenen straßenseitigen Baufluchten einhalten. Historisch bedingte 
Besonderheiten und Aufweitungen durch zurückspringende Baufluchten sind zu berücksichtigen. 
(2) Vorbauten müssen die vorhandenen straßenseitigen Baufluchten für Vorbauten einhalten. 
 
§ 7 Dächer 
 
(1) Dächer müssen als symmetrisch geneigte Dächer ausgebildet werden. 
(2) Dächer bei Neu- und Erweiterungsbauten sind als Flachdächer, flach geneigte Dächer mit einer Dachnei-
gung von 7-15 °, als steil geneigte Dächer mit einer Dachneigung von 35-55° oder als Mansarddächer mit 
einer Dachneigung von maximal 85° im unteren Bereich und 15°- 45° im oberen Bereich auszuführen. 
(3) Flach geneigte Dachflächen mit einer Dachneigung von nicht mehr als 20° sind mit schwarzer oder 
grauer Bahnendeckung oder nicht glänzenden Metallbahnen einzudecken. 
(4) Flachdächer können als Gründächer ausgebildet werden. 
(5) Steil geneigte Dächer und Dachflächen mit einer Dachneigung von mehr als 20° sind mit Tondachziegeln 
oder Betondachsteinen in den Farben hellrot bis rotbraun oder anthrazit einzudecken. Zulässig sind nur 
gleichmäßig einfarbige Ziegel mit matter Oberfläche und einem Format von mindestens 14 Stück pro m². 
(6) Dacheindeckungen mit glasierter oder glänzender Oberfläche sind unzulässig. 
Engobierte, nicht glänzende Oberflächen sind zulässig. 
 
(7) Der Dachüberstand darf am Ortgang und an der Traufe höchstens 0,8 m betragen. 
 
(8) Die von der öffentlichen Verkehrsfläche sichtbare Trauflinie einer Dachfläche darf nur von Zwerchgie-
beln, Zwerchhäusern und Türmen unterbrochen werden. 
 
(9) Dächer von Veranden dürfen eine Dachneigung von maximal 7° haben und sind mit Dachpappe, Bitu-
men- oder nicht glänzenden Metallbahnen einzudecken, wenn sie nicht begehbar sind. Die Dachränder von 
Veranden sind so auszuführen, dass die Ansichtsbreite des Dachrandes maximal 0,15 m beträgt. Zulässig 
sind auch Attiken. Die Verschindelung des Dachrandes ist nicht zulässig. 
(10) Nebengebäude mit einer Grundfläche bis 20m² sind mit Flachdach, flach geneigtem Sattel- oder Walm-
dach, Dachneigung 7-15° zu errichten und mit Ziegel, Dachpappe, Bitumen- oder nicht glänzenden Metall-
bahnen einzudecken oder als Gründach auszubilden. 
 
§ 8 Dachaufbauten 
 
(1) Dachgauben sollen sich auf die Achsen der darunter liegenden Fassadenöffnungen beziehen. 
Dachgauben müssen zum Ortgang mindestens 2,0 m, zur Traufe mindestens 1,2 m und untereinander min-
destens 0,8 m Abstand haben. Die Summe der Breite der Dachgauben auf von der öffentlichen Verkehrsflä-
che aus einsehbaren Dachflächen darf jeweils höchstens 50% der Trauflänge betragen. Dachgauben dürfen 
jeweils höchstens 1,5 m breit sein. 
 
(2) Bei Gauben in der unteren Dachfläche von Mansarddächern darf der Abstand zur Traufe weniger als 1,2 
m betragen. Die Trauflinie ist zu erhalten. 
 
(3) Gaubendachflächen, die von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar sind, sind wie das Hauptdach 
einzudecken. Bei Dreiecksgauben ohne senkrechte Seitenflächen und Rundgauben sind auch nicht glän-
zende Metallbahnen erlaubt. Bei Schleppgauben mit einer Dachneigung von unter 10° ist graue oder 
schwarze Bahnendeckung zulässig. 
4) Krüppelwalmgauben ohne senkrechte Seitenwände sind unzulässig. 
(5) Die senkrechten Wandoberflächen von Gauben sind aus Holz, Putz oder nicht glänzenden Metallbahnen 
herzustellen. 



Amtliches Bekanntmachungsblatt Seite 5 von 19 Nr. 13/2021 

 

 
(6) Liegende Dachfenster in von der öffentlichen Verkehrsfläche aus einsehbaren Dachflächen dürfen je-
weils nicht größer als 0,4 m² sein. Die Summe der Flächen der Dachfenster auf einer Dachseite darf 2% der 
Dachfläche nicht überschreiten. 
(7) Gauben und Dachfenster oberhalb des ersten Dachgeschosses müssen in ihren Proportionen deutlich 
kleiner sein als im ersten Dachgeschoss. 
(8) Dacheinschnitte sind auf von der öffentlichen Verkehrsfläche aus einsehbaren Dachflächen nicht zuläs-
sig. 
(9) Energiegewinnungsanlagen, die auf der Dachoberfläche angebracht sind, sind auf den öffentlichen Ver-
kehrsflächen zugewandten Dachflächen nicht zulässig. 
Ausnahmen sind nur in gut begründeten Fällen und auf Antrag zulässig. 
Die Anlagen sind vollflächig, zusammenhängend und in die Dachhaut integriert auszuführen. 
Teilflächige Anlagen müssen symmetrisch angeordnet werden und eine regelmäßige, rechteckige Form auf-
weisen. Die Leitungen müssen im Gebäudeinneren geführt werden. 
 
§ 9 Fassadenöffnungen 
 
(1) Fassaden sind als Lochfassaden auszubilden. In den Obergeschossen muss der Wandanteil mindestens 
50%, in den Erdgeschossen mindestens 40% der Fassadenfläche des jeweiligen Geschosses betragen. Hier-
von ausgenommen sind Veranden. 
 
(2) Tür- und Fensteröffnungen müssen stehend rechteckige Formate haben. Die Höhe muss mindestens das 
1,25-fache der Breite betragen. Der Sturz muss symmetrisch sein. 
 
(3) Fensterbänder über mehrere Geschosse sind unzulässig. 
 
(4) In Giebelflächen ist der Öffnungsanteil gegenüber den darunter liegenden Geschossen zu reduzieren. In 
Giebeldreiecken sind als oberer Abschluss auch von (2) abweichende, symmetrische Fensterformate zuläs-
sig 
 
5) Schaufenster sind nur im Erdgeschoss zulässig. Die Proportionen von Schaufensteröffnungen dürfen von 
(2) abweichen. Der Abstand von Schaufensteröffnungen zur Gebäudekante darf den Abstand der Fenster-
öffnung im Obergeschoss zur Gebäudekante nicht unterschreiten und muss mindestens 0,5 m betragen. 
Die Breite eines Schaufensters darf die Breite von zwei Fenstern einschließlich Pfeiler im Obergeschoss 
nicht überschreiten, höchstens jedoch 3,0 m betragen. Die Fassadenfläche zwischen Schaufenstern unterei-
nander und zu Türen muss mindestens 0,3 m betragen. 
 
§ 10 Fassadenoberflächen 
 
(1) Die Fassaden sind als Putzfassaden (Glatt- oder Feinputz) mit hellem Anstrich auszuführen. Bei den 
Hauptflächen der Fassaden sind als Farben Ocker-, Gelb-, Weiß- , Beige- oder Grautöne mit einem Remmis-
sionswert von mindestens 40% zu verwenden; andere Farben nur in Pastelltönen mit einem Remissions-
wert von mindestens 60%,. 
(2) Für die Fassaden von Veranden sind außerdem lackierte Holzoberflächen zulässig. 
(3) Für die Fassaden von Nebengebäuden sind außerdem lackierte und unbehandelte sowie farblos behan-
delte Holzoberflächen zulässig. 
(4) In der Rudolf-Breitscheid-Straße sind außerdem Fassaden in rotem bis rotbraunem Sichtmauerwerk zu-
lässig. 
(5) Zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses existierende ziegelsichtige Gebäude dürfen abweichend von (1) 
ziegelsichtig bleiben. 
(6) Die Verwendung von Fachwerkelementen ist möglich. 
(7) Die Verschindelung von Fassaden oder Teilen von Fassaden ist unzulässig. 
(8) Plastischer Fassadenschmuck und die Gliederung von Fassaden durch Gesimse, dekorative Bänder, Reli-
efs und Fensterbekleidungen sind zu erhalten bzw. zu rekonstruieren. 
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§ 11 Fenster 
 
(1) Die Bestimmungen dieses Paragraphen gelten für die von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtba-
ren Fenster. 
 
(2) Fenster mit einer Höhe der Rohbauöffnung von 1,5 m und mehr sind im oberen Drittel durch einen 
Kämpfer konstruktiv zu teilen. Fenster mit einer Breite der Rohbauöffnung von 1,0 m und mehr sind senk-
recht konstruktiv durch ein mindestens 6,0 cm breites Profil zu teilen. 
(3) Schaufenster mit einer Höhe von mehr als 2,0 m sind durch Kämpfer, die im oberen Drittel liegen müs-
sen, zu teilen. Schaufenster mit einer Breite von mehr als 2,0 m sind durch senkrechte Profile zu teilen. 
(4) Fensterrahmen, Kämpfer und Profile zur senkrechten Teilung der Fenster sowie Pfosten müssen mindes-
tens 6,0 cm breit sein. Fensterrahmen, Kämpfer und Pfosten sind so zu profilieren, dass die äußere An-
sichtsbreite in einer Ebene nicht mehr als 4,5 cm beträgt. Die äußere Ansichtsbreite von Fensterrahmen 
darf nicht mehr als 4,5 cm betragen. Dies gilt auch für Schaufenster und Verandafenster. 
(5) Fenstersprossen müssen über der äußeren Glasebene eine Tiefe von mindestens 1,5 und höchstens 2,0 
cm haben. Innen liegende Sprossen sind nicht zulässig. 
(6) Fenster dürfen keine metallisch glänzende Oberfläche haben. Die Art der Oberfläche bei Fenstern in vor 
1945 erbauten Gebäuden ist am bauzeitlichen Befund zu orientieren. 
 
§ 12 Türen und Tore 
 
(1) Türen und Tore dürfen keine metallisch glänzende Oberfläche haben. 
(2) Für die Verglasung von Glasausschnitten in Türen ist ungetöntes Flachglas zu verwenden. Mit Ausnahme 
von Eingangstüren zu Ladengeschäften und Lokalen sind Verglasungen auf die obere Türhälfte und die 
Oberlichter zu beschränken. 
(3) Türgliederungen sind symmetrisch vorzunehmen. 
(4) Tore sind in den der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Fassaden der Hauptgebäude unzulässig. 
 
§ 13 Loggien und Balkone 
 
(1) Loggien und Balkone auf der der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Gebäudeseite sind geschoss-
weise differenziert zu gestalten. 
(2) Loggien und Balkone oberhalb der ersten Dachgeschossebene sind nicht zulässig. 
(3) Balkone in der ersten Dachgeschossebene sind nur als oberer Abschluss einer geschossweise differen-
zierten Anlage aus Loggien und Balkonen zulässig. 
(4) Außerdem sind in der ersten Dachgeschossebene von Mansarddächern Französische Fenster mit einer 
Brüstung, die nicht breiter als die Fensteröffnung sein darf, zulässig. Die Trauflinie darf nicht unterbrochen 
sein. 
(5) In den der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Giebeldreiecken sind Loggien nicht zulässig. 
(6) Brüstungen von eingezogenen Loggien können massiv im Material der Wand ausgeführt werden. Brüs-
tungen von offenen Loggien und Balkonen sollen aus senkrecht strukturierten Holz- oder Metallgeländern 
bestehen. Brüstungskreuze sind ebenfalls zulässig. Sichtschutzmatten sind in von der öffentlichen Verkehrs-
fläche aus einsehbaren Bereichen nicht zulässig. 
(7) Die konstruktiven Elemente von Balkonanlagen sind farblich zu behandeln. 
 
§ 14 Markisen und Sonnenschutzanlagen 
 
(1) Feststehende Markisen und Sonnenschutzanlagen sind nicht zulässig. Ausnahmen s. § 18. 
(2) Bewegliche Markisen sind nur im Erdgeschoss und nur in Verbindung mit Fenstern und Eingangstüren 
zulässig. Markisen dürfen die Gliederung der Fassade nicht stören, sie sind der Architektur des Gebäudes 
anzupassen, Fassadenelemente und Details dürfen nicht überdeckt werden. Die maximale zulässige Breite 
für Markisen beträgt 5,00 m. Über die ganze Gebäudebreite durchlaufende Vordächer und Markisen sind 
unzulässig. 
(3) Markisen dürfen keine glänzende Oberfläche haben. 
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(4) Markisen dürfen vorderseitig einen herabhängenden Volant bis zu einer Höhe von 0,35 m haben. Die 
Verlängerung von Markisen und Sonnenschutzanlagen durch vorderseitige oder seitliche Windschutzsegel, 
Folien, Bahnen oder vergleichbares ist nicht zulässig. 
(5) Markisen müssen an einem Gebäude einheitlich gestaltet sein, die Farben können variieren. 
 
§ 15 Sonstige Bauteile 
 
(1) Rollladenkästen dürfen in der Fassade nicht sichtbar sein und dürfen Fensterflächen nicht verkleinern. 
(2) Antennen dürfen an von der öffentlichen Verkehrsfläche aus einsehbaren Dach- und Fassadenflächen 
nicht angebracht werden. 
(3) Außentreppen sind massiv, mit geschlossenen Wangen und Stufen auszubilden. Glänzende Oberflächen 
sind für Beläge nicht zulässig. 
(4) Um Vordächer (witterungsbedingte Überdachungen über Türeingängen) nicht als Störfaktor in der Fas-
sade erscheinen zu lassen, sollten diese filigran, transparent und freitragend ausgebildet werden. Die Über-
stände rechts und links der Türöffnungen dürfen nicht mehr als 0,20 m betragen. Die Kombination mit Mar-
kisen ist ausgeschlossen. 
 
§ 16 Werbeanlagen und Warenautomaten an Gebäuden 
 
(1) Werbeanlagen sollen sich auf architektonische Gliederungselemente beziehen. Fenster- und Türöffnun-
gen sowie architektonische Gliederungselemente dürfen von Werbeanlagen nicht verdeckt oder über-
schnitten werden. 
(2) Werbeanlagen an Gebäuden dürfen nur im Erdgeschoss und bis zur Höhe der Fensterbrüstung des ers-
ten Obergeschosses angebracht werden. 
(3) Mehrere Werbeanlagen an einem Gebäude sind in Ausbildung, Lage, Farbe, Material, Beleuchtung auf-
einander abzustimmen. 
(4) Zulässig sind Werbeanlagen aus Einzelbuchstaben. Die Buchstaben dürfen ausschließlich als Bemalung, 
als plastisch vortretende Putzelemente oder als mit bis zu 10,0 cm Abstand vor der Fassade angebrachte 
Einzelbuchstaben mit einer Materialstärke von < 4,0 cm ausgeführt werden. 
(5) Werbeanlagen dürfen maximal 0,60 m hoch und 6,00 m lang sein. Einzelbuchstaben dürfen maximal 
0,35 m hoch sein. Bei Hausnamen dürfen Einzelbuchstaben maximal 0,60 m hoch sein. In Ergänzung zu bzw. 
anstelle von Einzelbuchstaben ist ausnahmsweise auch ein Firmen-Logo bis zu einer Höhe von 0,60 m zuläs-
sig.  
(6) Schilder sind nur zulässig, wenn von ihnen eine Wirkung wie von Einzelbuchstaben ausgeht. 
(7) Im Erdgeschoss sind darüber hinaus parallel zur Wand angebrachte Schilder, Tafeln und flächige Bema-
lungen sowie Schaukästen bis zu einer Größe von jeweils höchstens 0,5 m² und insgesamt höchstens 10% 
der geschlossenen Wandfläche zulässig. Je Gewerbeeinheit ist nur eine Art und keine Kombinationen zuläs-
sig. 
Zusätzlich dürfen senkrecht zur Gebäudewand Werbeanlagen in der Art von Innungsschildern bis zu einer 
Tiefe von 0,70 m und einer Ansichtsfläche von 0,5 m² pro Seite angebracht werden. 
 
(8) Ausgenommen von (2) sind Hausnamen. Die Einzelbuchstaben von Hausnamen dürfen maximal 0,60 
hoch sein. 
 
(9) Die senkrechten Volants von Markisen gemäß § 14 (5) dürfen auf der der öffentlichen Verkehrsfläche 
zugewandten Vorderseite, die senkrechten Volants von Sonnenschirmen gemäß § 18 allseitig mit Einzel-
buchstaben beschriftet werden. 
(10) Zulässig sind nur Namenszüge und Geschäftsinhalte, Produktwerbung ist auf Sonnenschirmen und 
Markisen ausgeschlossen. 
(11) Werbeanlagen mit wechselndem oder sich bewegendem Licht sind unzulässig. Bei Werbeanlagen kön-
nen indirekt oder von hinten beleuchtete Einzelbuchstaben oder Zeichen verwendet werden. Für die indi-
rekte Beleuchtung verwandte Strahler sind direkt auf der Wand zu befestigen; auf auskragenden Armen 
befestigte Strahler sind unzulässig.  
(12) Senkrecht lesbare Werbeanlagen sind unzulässig. 
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(13) Folgende RAL-Farben werden für zusammenhängende Flächen mit einer Größe über 0,01 m² ausge-
schlossen: 

Farbbezeichnung RAL-Nr.  Farbbezeichnung RAL-Nr. 

Signalgelb  1003  Verkehrsorange 2009 

Goldgelb 1004  Signalorange 2010  

Chromgelb 1007  Feuerrot 3000 

Zitronengelb 1012  Signalrot 3001 

Schwefelgelb 1016  Kaminrot 3002 

Safrangelb 1017  Rubinrot 3003 

Zinkgelb 1018  Erdbeerrot 3018 

Kadmiumgelb 1021  Leuchtrot 3024 

Verkehrsgelb 1023  Leuchthellrot 3026 

Leuchtgelb 1026  Himbeerrot 3027 

Melonengelb 1028  Rotlila 4001 

Dahliengelb 1033  Erikaviolett 4003 

Gelborange 2000  Bordeauxviolett 4004 

Blutorange 2002  Signalviolett 4008 

Leuchtorange 2005  Himmelblau 5015 

Leuchthellorange 2007  Türkisblau 5018 

Hellrotorange 2008  Gelbgrün 6018 

   Signalgrün 6032 

 
(14) Fenster und Schaufenster dürfen nur bis zu einem Fünftel Ihrer Fläche beklebt, beschriftet, bemalt 
oder zum Plakatieren verwendet werden. Beklebungen, Beschriftungen, Bemalungen oder Plakatierungen 
sind außer in der in §16 (1) bis (13) beschriebenen Form nicht zulässig, die Anbringung an Pfeilern, Gelän-
dern oder anderen Gebäudeteilen oder Masten, Bäumen, Einfriedungen sind ausgeschlossen. 
(15) Warenautomaten an Gebäuden, die von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar sind, sind unzu-
lässig. 
 
§ 17 Außenanlagen 
 
(1) Nicht bebaute Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen und zu bepflanzen und zu nutzen. Die Be-
pflanzung ist entsprechend der in der Anlage 2 beigefügten Pflanzliste durchzuführen. 
(2) Hausvorbereiche sind als Vorgärten zu gestalten, Ausnahmen siehe § 18. 
(3) Stellflächen für Müllbehälter und Abfallsammelanlagen sind in von der öffentlichen Verkehrsfläche aus 
einsehbaren Hausvorbereichen unzulässig. 
(4) Das Aufstellen und Betreiben von fest installierten Warenautomaten ist in Hausvorbereichen unzulässig. 
(5) Vorrichtungen zur Zubereitung und / oder zum Verkauf von Speisen und Getränken, wie z.B. Grillstände, 
sind in von der öffentlichen Verkehrsfläche aus einsehbaren Bereichen Hausvorbereichen unzulässig. 
Im Zeitraum vom 15.12. bis 06.01. und während Straßenfesten, Umzügen und Sonderveranstaltungen sind 
Vorrichtungen zum Ausschank auf einer Fläche von max. 25 m² ausnahmsweise zulässig. 
Die Aufstellung muss beantragt und genehmigt werden. 
 
(6) Das Aufstellen oder Anbringen mobiler oder sonstiger Werbeträger ist in von der öffentlichen Verkehrs-
fläche aus einsehbaren Bereichen nicht zulässig, Ausnahmen siehe § 18. 
 
(7) Von der öffentlichen Verkehrsfläche aus einsehbare Bereiche des Grundstücks dürfen nicht oberhalb 
oder unterhalb der festgelegten Geländeoberfläche liegen, Abgrabungen oder Aufschüttungen und damit 
verbundene Böschungen oder Stützmauern sind nicht zulässig. 
 
(8) Zur Oberflächenbefestigung von Hausvorflächen ist nur ein rechteckformatiger Belag mit maximal 0,50 
m Seitenlänge zulässig. Es sind Natursteinbeläge oder Beläge mit Natursteinoptik zu verwenden. 
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Die Verwendung von Teppichen oder ähnlichen Bodenbelägen sowie die Verwendung von Podesten ist un-
zulässig. 
 
(9) Stützmauern in Hausvorbereichen müssen eine Oberfläche aus Naturstein haben. 
 
(10) Rampen zu Tiefgaragen sind in Hausvorbereichen unzulässig. 
 
(11) Die Anordnung von Kfz-Stellplätzen ist in Hausvorbereichen unzulässig. 
 
(12) Die Oberflächen von Stellplätzen und Zufahrten auf privaten Grundstücken sind mit einem Abflussbei-
wert von mindestens 0,4 herzustellen. 
 
§ 18 Gewerblich genutzte Hausvorbereiche 
 
(1) Ausgenommen von §17 (2) sind die Bereiche 

- Strandstraße  
- Dünenstraße bis zum Fischersteig 
- Hermannstraße  
- Poststraße östlich der Friedrich-Borgwardt-Straße 
- Doberaner Straße zwischen Bahnhof und Strandstraße 
- Ostseeallee 

in denen diejenigen Hausvorbereiche, die als gastronomisch genutzte Fläche für Außensitzplätze oder als 
Ausstellungs- oder Erschließungsfläche für Ladenlokale genutzt werden dürfen, folgenden Versiegelungs-
grad aufweisen müssen: 

- Kleine Hausvorflächen mit einer Tiefe bis 4,00 m: befestigte Oberfläche von maximal 80%  
- Mittlere Hausvorflächen mit einer Tiefe von 4,00 m bis 8,00 m: befestigte Oberfläche von maximal 

60%  
- Größere Hausvorflächen mit einer Tiefe von 8,00 m bis 12,00 m: befestigte Oberfläche von maximal 

40% innerhalb der hausnahen Hälfte der Hausvorfläche 
- Große Hausvorflächen mit einer Tiefe ab 12,00 m: befestigte Oberfläche von maximal 20% inner-

halb der hausnahen Hälfte der Hausvorfläche 
 
Die unbefestigten Hausvorflächen sind gärtnerisch anzulegen. (Bepflanzung gem. Pflanzliste siehe Anlage 2)  
 
Ab einer Tiefe der Hausvorfläche von 4,00 m und mehr ist auf ca. zwei Drittel der straßenseitigen Grund-
stücksgrenze eine Hecke zu pflanzen.  
(Bepflanzung gem. Pflanzliste siehe Anlage 2) 
 
(2) Im Hausvorbereich dürfen nur Werbeanlagen in der Art von Schaukästen für Speisekarten aufgestellt 
werden. Die Schaukästen dürfen nicht in den öffentlich genutzten Bereich hineinragen (Abstand 50 cm). Pro 
Gewerbeeinheit sind ein Schaukasten mit zwei Ansichtsflächen oder zwei Schaukästen mit je einer An-
sichtsfläche zulässig. Anstelle des Schaukastens ist auch ein LED-Bildschirm zulässig. Die maximal zulässige 
Ansichtsfläche für Schaukästen und LED- Bildschirme beträgt 0,5 m² je Seite. 
 
(3) Zur mobilen Aufstellung wird je Ladenlokal maximal ein zweiseitiger Aufsteller mit einer zulässigen An-
sichtsfläche von maximal 0,5 m² je Seite zugelassen. Die Aufstellrahmen müssen rechteckig sein und dürfen 
nur nicht - bunte, d.h. schwarze, weiße und graue bzw. metallfarbene Oberflächen haben. Die Aufsteller 
dürfen nicht in den öffentlich genutzten Bereich hineinragen (Abstand 50 cm) und nur während der Öff-
nungszeiten des beworbenen Ladenlokals aufgestellt werden. 
 
(4) Bei mehr als 10,00 m vom öffentlichen Bereich zurückliegenden Gebäuden ist je Grundstück die Aufstel-
lung eines Pylons / Stele an der straßenseitigen Grundstücksgrenze zulässig. Die Höhe der Stele darf 3,00 m 
nicht überschreiten. Die Grundfläche der Stele darf max. 0,65 m² betragen. Zulässige Materialien sind Glas 
klar, weiß, glatt, Holz und Metall- matt. Glänzende Materialien und grelle Farben sind nicht zulässig. Als 
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Beschriftung ist nur der Name des Gewerbes aus Einzelbuchstaben mit einer max. Höhe der Schrift von 10,0 
cm zulässig. 
Produktwerbung ist unzulässig. Eine Beleuchtung ist nur innerhalb der Stele zulässig; grelles, farbiges und 
wechselndes Licht ist ausgeschlossen. Eine Werbeanlage in der Art von Schaukästen für Speisekarten kann 
in die Stele integriert werden, Ansichtsfläche max. 0,50 m². Anstelle des Schaukastens ist auch ein LED-Bild-
schirm zulässig, Ansichtsfläche max. 0,50 m². Die Kombination von Stelen mit Schaukästen oder weiteren 
mobilen Aufstellern ist ausgeschlossen. 
 
(5) Auf gewerblich genutzten Vorflächen sind zulässig: 

- Tische, Stühle und Bänke zum Betreiben gastronomischer Einrichtungen gemäß (7) 
- Warenauslagen und Kleiderständer zum Betreiben von Ladengeschäften gemäß (6) 
- Sonnenschirme und Markisen gemäß (8) 
- Heizstrahler 

 
(6) Für Warenauslagen auf Hausvorflächen gilt: 

1) Die Zuwegungen zu den Eingängen sind auf mind. 1,80 m Breite frei zu halten. Warenständer haben 
einen Abstand von mind. 1,20m untereinander und von mind. 1,00 m vor den Schaufenstern und zu 
den Nachbarnutzungen aufzuweisen. Sie dürfen nicht in öffentliche Gehbereiche ragen oder in Bee-
ten aufgestellt werden. Grenzt die Hausvorfläche direkt an den öffentlichen Bereich (Gehweg, ohne 
Pflanzstreifen) ist ein Sicherheitsabstand von 0,50 m frei zu halten (dies gilt auch für Fahrräder). 

2) Die Anzahl der Präsentationselemente ergibt sich aus der Tiefe der Hausvorfläche abzüglich der un-
versiegelten Bereiche und Abstandsflächen. Die Kombination von mehr als 3 unterschiedlichen Ty-
pen von Warenständern ist ausgeschlossen. 

3) Warenständer zur Präsentation von Mode und Accessoires wie Taschen-, Schuh-, Gürtel-, Krawat-
ten-, Tuch-, Mützen-, Kleiderständer und dergleichen dürfen max. 1,50 m hoch sein. Sie dürfen 
keine Rück- und Seitenwände haben. 

4) Kleiderpuppen, Karten-, Brillenständer, Ständer für Souvenirs und dergleichen dürfen max. 1,80 m 
hoch sein. 

5) Improvisierte Warenauslagen z. B. von Europaletten, aus Pappkartons, aus Einkaufswagen) sind im 
gesamten Geltungsbereich der Gestaltungssatzung nicht zulässig. Eine Präsentation der Ware in 
Drahtcontainern ist ebenfalls nicht gestattet. 

6) Hilfsmittel für Warenauslagen (Ständer, Körbe etc.) sind in Farbe, Form und Material schlicht auszu-
führen. Eine hochglänzende oder grelle optische Wirkung ist unzulässig. 

7) Zusätzliche Werbe-, Preisschilder an Warenauslagen sind nicht gestattet. 
8) Pavillons oder ähnliche Bedachungen von Warenauslagen sind nicht zulässig. Für die Überdachung 

von Warenauslagen können Markisen und Sonnenschirme eingesetzt werden. Wie diese gestaltet 
werden sollen, ist in der Gestaltungssatzung §14 und § 18 (8) geregelt. 

9) Für Obst, Gemüse, Feinkost und Blumen können abweichende Genehmigungen erteilt werden. 
10) Nach Geschäftsschluss sind sämtliche Warenauslagen zu entfernen. 

 
(7) Für Möblierungen gastronomischer Außensitze gilt: 

1) Die Zuwegungen zu den Eingängen sind auf mind. 1,80 m Breite frei zu halten. Möblierungen dür-
fen nicht in öffentliche Gehbereiche ragen oder in Beeten aufgestellt werden. Grenzt die Hausvor-
fläche direkt an den öffentlichen Bereich (Gehweg, ohne Pflanzstreifen) ist ein Sicherheitsabstand 
von 0,50 m frei zu halten. Zu Nachbarnutzungen ist ein Abstand von 1,00 m einzuhalten. 

 
2) Je Gastronomiebetrieb sind die Möblierungselemente in Form, Material und Farbe einheitlich zu 

gestalten. Es sind Materialien wie Holz, Stoff, Aluminium, Edelstahl, Rattan, (Kunst)Leder oder ähn-
lich wirkende Materialien zu verwenden. Eine aufdringliche und grelle Farbgebung ist zu vermei-
den. 
 

(8) Sonnenschirme sind bis zu einer Seitenlänge bzw. einem Durchmesser von maximal 5,0 m zulässig. Die 
Oberflächen von Sonnenschirmen dürfen nicht glänzen. Sonnenschirme dürfen einen herabhängenden 
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Volant bis zu einer Höhe von 0,30 m - 0,35 m haben. Sonnenschirme sind in Bodenhülsen zu befestigen, 
freistehende Füße sind nicht zulässig. 
Sonnenschirme dürfen nicht in öffentliche Bereiche hineinragen, ein Sicherheitsabstand von 0,50 m ist ein-
zuhalten. 
Außerhalb der Betriebszeiten sind die Schirme zu schließen oder abzubauen, hiervon ausgenommen sind 
gastronomische Einrichtungen.  
„Regenrinnen“ zur Verbindung von Sonnenschirmen müssen aus dem gleichfarbigen Großschirm-gewebe 
sein und dürfen nur während des Betriebes angebracht sein. 
 
(9) Bei mehr als 3,00 m vom öffentlichen Bereich zurückliegenden Gebäuden, deren Erdgeschoss gewerb-
lich genutzt wird und die über keine Schaufenster verfügen, ist je Gebäude an Stelle von Warenauslagen 
eine Vitrine zu Werbezwecken im Hausvorbereich zulässig. Der Abstand der Vitrine zum öffentlichen Be-
reich muss mind. 1,00 m betragen. Die Höhe der Vitrine darf 1,80 m nicht überschreiten. Die Grundfläche 
der Vitrine darf max. 1,00 m² betragen. Zulässige Materialien sind Glas- klar, weiß, glatt, Holz und Metall- 
matt. Glänzende Materialien und grelle Farben sind nicht zulässig. Als Beschriftung ist nur der Name des 
Ladens aus Einzelbuchstaben mit einer max. Höhe der Schrift von 10,0 cm zulässig. Produktwerbung ist un-
zulässig. Die Ansichtsbreite der Trag- und Rahmenprofile darf jeweils maximal 6,0 cm betragen. Eine Be-
leuchtung ist nur innerhalb der Vitrine zulässig; grelles, farbiges und wechselndes Licht ist ausgeschlossen. 
 
(10) Fahnenmasten als Werbeträger sind nicht zulässig.  
 
(11) Werbesegel und Werbebanner sind unzulässig. 
 
(12) Spots - Außenbeleuchtung, Fassadenbeleuchtung: 
Für eine Fassadenbeleuchtung / Anstrahlung der Fassade ist / sind: 

- dezentes, kein wechselndes, bewegtes oder farbiges Licht zu verwenden 
- als Lichtfarbe ist ein warmes Weiss zu verwenden, 
- Wandleuchten oder Strahler zu verwenden, die Kombination ist ausgeschlossen, 
- Leuchten / Strahler am Gebäude oder in der privaten Hausvorfläche anzubringen, 
- Störungen / Blendung in die öffentlichen Bereiche (Gehwege / Straßen) unzulässig, 
- ein Lichtkonzept vorab vorzulegen, 
- für Sonderveranstaltungen ein abweichendes Lichtkonzept zu beantragen und zu genehmigen. 

 
§ 19 Einfriedungen 
 
(1) Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind nur als Hecken entsprechend der in der Anlage 2 bei-
gefügten Pflanzliste, als Holzzäune mit senkrechter Lattung oder als Metallzäune aus filigranem Stabwerk 
erlaubt. 
 
(2) Die Höhe der Einfriedungen darf auf der der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Seite 1,20 m, auf 
der dem Wald zugewandten Seite 1,80 m nicht übersteigen. An Knotenpunkten, Rad-, Gehwegüberfahrten 
und Überquerungsstellen müssen für wartepflichtige Kraftfahrer, Radfahrer und Fußgänger Mindestsicht-
felder zwischen 0,80 m und 2,50 m Höhe von ständigen Sichthindernissen, parkenden Kraftfahrzeugen und 
sichtbehinderndem Bewuchs freigehalten werden.  
 
(3) Auf der dem Wald zugewandten Seite sind auch Einfriedungen aus Maschendrahtzaun und Stabgitter-
zaun zulässig. 
 
(4) Als Sichtschutz sind nur lebende Hecken, Rankpflanzen und Gehölzstreifen gemäß Pflanzliste Anlage 2 
zulässig. Pergolen, Matten, Platten und Textilien sind als Sichtschutz unzulässig. 
 
(5) Für Außensitzplätze gastronomischer Einrichtungen sind auch transparente Stellwände als Windschutz 
zulässig. Die Wände dürfen maximal 70% der der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Umfassungs-
länge der Außensitzfläche einnehmen und sind bis zu einer Höhe von maximal 1,50 m zulässig. Die 
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Wandfläche muss transparent, klar, weiß und ohne Struktur sein. Als Beschriftung sind nur Name und Art 
des Lokals aus wie geätzt wirkenden Einzelbuchstaben zulässig. Produktwerbung ist unzulässig. Trag- und 
Rahmenprofile sind nur seitlich und unten zulässig, Die Ansichtsbreite der Profile darf jeweils maximal 4,0 
cm betragen. 
 
(6) Für gewerblich genutzte Hausvorbereiche sind zusätzlich zu Hecken als Einfriedungen auch Pflanzkübel 
aus Ton oder Keramik zulässig. Die Kübel sollen eine Seitenlänge oder einen Durchmesser von mindestens 
0,30 m und höchstens 0,50 m haben. Gruppen von Pflanzkübeln sind zulässig, wenn ihre maximale Länge 
nicht mehr als das Dreifache der schmalsten Kübelseite beträgt. Zwischenräume zwischen Gruppen müssen 
mindestens 1,80 m lang sein. Die maximale Höhe der Kübel mit Bepflanzung beträgt 1,30 m. Auf Pflanzkü-
beln ist Werbung nicht zulässig. Für die Bepflanzung gilt die Pflanzliste (Anlage 2). 
 
§ 20 Sonderaktionen 
 
(1) Ausnahmsweise können zugelassen werden: 
Werbeanlagen für Sonderverkäufe für die Dauer von höchstens 6 Wochen, zweimal jährlich 
a) wegen einer Geschäftseröffnung, 
b) wegen eines Geschäftsjubiläums nach Ablauf von jeweils 5 Jahren seit Bestehen des Unternehmens,  
c) wegen eines Schadensereignisses,  
d) wegen Aufgabe des Geschäftsbetriebes oder  
e) wegen Baumaßnahmen, die eine Einrüstung erfordern und die Sichtbarkeit des Geschäftes erheblich 

beeinträchtigen, für die Dauer der Beeinträchtigung,  
f) im Übrigen für Sonderaktionen wie Veranstaltungen.  
 
(2) Im Rahmen von Sonderaktionen dürfen ausnahmsweise Spannbänder, Werbefahnen oder Plakate 
verwendet werden. Ein Abstand zur öffentlichen Verkehrsfläche von mind. 0,50 m ist einzuhalten. 
 
(3) Für die ausnahmsweise Zulässigkeit von temporärer Werbung gilt weiterhin, dass:  

- ein Antrag mit Begründung gestellt und genehmigt wird, 
- die Werbeanlagen den Zielen dieser Satzung nicht zuwiderlaufen,  
- die Architektur der Gebäude und der Charakter des Straßenbildes dies zulassen und 
- die Werbeanlagen jederzeit wieder entfernt werden können. 

 
 
TEIL III SCHLUSSBESTIMMUNG 
 
§ 21 Ordnungswidrigkeiten 
 
Wer 
 
1. entgegen § 4 Abs. 3 die Deckenoberkante von Sockelgeschossen im Mittel mehr als 1,2 m über die fest-
gelegte Geländeoberfläche hinausragen lässt, 
 
2. entgegen § 4 Abs. 4 die max. Traufhöhe von 7 m bei zweigeschossigen Gebäuden, von max. 10 m bei 
dreigeschossigen Gebäuden und von max. 2,8 m bei jedem weiteren Geschoss überschreitet, 
 
3. entgegen § 4 Abs. 5 die max. Höhe der Türme um mehr als 3,0 m überschreitet, 
 
4. entgegen § 5 Abs. 2 Wintergärten auf der der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Gebäudeseite 
herstellt, 
 
5. entgegen § 5 Abs. 3 dem Hauptgebäude vorgelagerte Veranden in der Tiefe um mehr als 2,50 m über-
schreitet, 
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6. entgegen § 5 Abs. 4 Nebengebäude für die Unterbringung von Mülltonnen, Fahrrädern, etc. sowie Gara-
gen in den Hausvorbereichen errichtet, 
 
7. entgegen § 7 Abs. 6 Dachflächen mit glasierten oder glänzenden Materialien eindeckt, 
 
8. entgegen § 7 Abs. 8 die Dachränder von Veranden verschindelt, 
 
9. entgegen § 8 Abs. 4 Krüppelwalmgauben ohne senkrechte Seitenwände errichtet, 
 
10. Energiegewinnungsanlagen entgegen § 8 Abs. 9 installiert, 
 
11. entgegen § 9 Abs. 3 Fensterbänder über mehrere Geschosse vorsieht, 
 
12. Fassaden mit anderen als den gemäß § 10 Abs. 1- 5 zulässigen Oberflächen herstellt, 
 
13. Fenster nicht entsprechend § 11 Abs. 2 teilt, 
 
14. entgegen § 11 Abs. 5 Fenster mit innen liegenden Sprossen einbaut, 
 
15. entgegen § 12 Abs. 4 ebenerdige Tore in der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Fassade der 
Hauptgebäude errichtet, 
 
16. entgegen § 13 Abs. 2 Loggien und Balkone oberhalb der ersten Dachgeschossebene errichtet, 
 
17. entgegen § 13 Abs. 5 Loggien in den der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Giebeldreiecken er-
richtet, 
 
18. entgegen § 13 Abs. 6 Sichtschutzmatten auf der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Gebäudesei-
ten im Bereich der Ostseeallee, Strandstraße und Hermannstraße anbringt, 
 
19. feststehende Markisen oder Sonnenschutzanlagen aufstellt oder Markisen breiter als gemäß § 14 Abs. 2 
ausführt, 
 
20. an Markisen oder Sonnenschutzanlagen Verlängerungen gemäß   § 14 Abs. 4 anbringt, 
 
21. entgegen § 15 Abs. 3 glänzende Oberflächen für die Außentreppenbeläge verwendet, 
 
22. Werbeanlagen an anderen Orten, in anderer Größe oder in anderer Weise als gemäß § 16 Abs. 1-14 an-
bringt, 
 
23. Außenanlagen entgegen § 17 Abs. 1-12 gestaltet, 
 
24. Hausvorflächen stärker versiegelt als gemäß § 18 Abs. 1 vorgegeben, 
 
25. andere – eine andere Art oder eine andere Größe von Werbeanlagen in Hausvorbereichen als gemäß § 
18 Abs. 2 aufstellt,  
 
26. andere – eine andere Art oder eine andere Größe von mobilen Aufstellern je Ladenlokal als gemäß § 18 
Abs. 3 aufstellt, 
 
27. andere – eine andere Art oder eine andere Größe von Stelen aufstellt oder Stelen in einem Hausvorbe-
reich aufstellt, in dem das Gebäude näher als 10 m an der Grundstücksgrenze liegt gemäß § 18 Abs. 4, 
 
28. andere Elemente auf gewerblich genutzten Hausvorflächen aufstellt als gemäß § 18 Abs. 5 vorgegeben, 
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29. Warenauslagen auf Hausvorflächen entgegen den Vorgaben des § 18 Abs. 6 Nr. 1 aufstellt, 
 
30. mehr als 3 unterschiedliche Typen von Warenauslagen kombiniert gemäß § 18 Abs. 6 Nr. 2, 
 
31. entgegen § 18 Abs. 6 Nr. 5 improvisierte Warenauslagen aufstellt, 
 
32. zusätzliche Werbe-, Preisschilder an Warenauslagen anbringt gemäß § 18 Abs. 6 Nr. 7, 
 
33. Pavillons oder ähnliche Bedachungen für Warenauslagen aufstellt gemäß § 18 Abs. 6 Nr. 8, 
 
34. Warenauslagen nach Geschäftsschluss auf den Hausvorflächen belässt gemäß § 18 Abs. 6       Nr. 10, 
 
35. Möblierungen gastronomischer Außenflächen entgegen den in § 18 Abs. 7 Nr. 1 vorgegebenen Abstän-
den aufstellt, 
 
36. die Möblierungselemente in Form, Material und Farbe gemäß § 18 Abs. 7 Nr. 2 nicht einheitlich gestal-
tet oder andere Materialien verwendet, 
 
37. Sonnenschirme entgegen den Vorgaben des § 18 Abs. 8 aufstellt, 
 
38. Vitrinen in einer anderen Art, Form, Größe oder aus anderem Material als gemäß § 18 Abs. 9 aufstellt, 
 
39. Fahnenmasten als Werbeträger, Werbesegel und Werbebanner gem. § 18 Abs. 10 und 11 aufstellt, 
 
40. Außen- bzw. Fassadenbeleuchtung entgegen den Vorgaben des § 18 Abs. 12 einrichtet bzw. installiert, 
 
41. Einfriedungen in anderem Material, in anderer Art oder in anderer Höhe als gemäß § 19 Abs. 1-6 her-
stellt, 
 
42. Werbungen für Sonderaktionen nicht gem. § 20 beantragt und ausführt, handelt ordnungswidrig nach § 
84 Abs. 3 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße geahndet werden. 
 
§ 21 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft und hebt bisherige Fassungen einschließ-
lich der Änderungen auf. 
 
Anlage 1 
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Anlage 2 
 

PFLANZLISTE 
 
I STAUDEN UND GRÄSER 
Keine Beschränkung, zur flächigen Begrünung ist Rasen anzusäen. 
 
II GEHÖLZE 
 
1. Großkronige Laubbäume      5. Sträucher 
Ahorn         Hasel 
Birke         Besenginster 
Buche         Bluthartriegel 
Eiche         Färberginster 
Kastanie        Felsenbirne 
Linde         Flieder 
Robinie        Holunder 

Kornelkirsche 
2. Kleinkronige Laubbäume      Sanddorn 
Feldahorn        Tamariske 
Hängeesche        Pfaffenhütchen 
Mehlbeere        Salweide 
Rotdorn        Schlehe 
Vogelbeere        Vogelbeere 
Weißdorn        Faulbaum 

Weißdorn 
3. Hochstämmige Obstbäume      Gemeiner Schneeball 
Apfel         Hundsrose 
Birne         Eibe 
Pflaume        Rote Johannisbeere 
Walnuss        Öhrchenweide 
 
4. Laubholzschnitthecken      6. Kletterpflanzen 
Buchsbaum        Kletterrosen 
Eibe         Efeu 
Hainbuche        Waldrebe 
Liguster        Blauregen 
Rotbuche        Wilder Wein 
Weißdorn        Hopfen 

Jelängerjelieber 
 
 

Ostseebad Kühlungsborn, den 21.12.2021 
 
 
 
Der Bürgermeister     (Siegel) 
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1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 47 der Stadt Ostseebad Kühlungsborn  

„Zur Steinbeck“ 
 

Bekanntmachung der Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat in ihrer Sitzung am 16.12.2021 den 
Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 47 „Zur Steinbeck“ einschließlich Begründung gebilligt 
und die öffentliche Auslegung beschlossen.  
 
Da die Grundzüge der Planung nicht betroffen sind, wird der Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren nach 
§ 13 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. 
 
Das Planungsziel besteht in der zusätzlichen Festsetzung öffentlicher Stellplätze entlang der Straße „Zur 
Steinbeck“ für den Besucherverkehr. Die dafür beanspruchten privaten Teilflächen sollen gegen einen klei-
nen Teil der öffentlichen Grünflächen nördlich des Baugebietes getauscht und für eine Heckenpflanzung als 
Abschluss des Baugebietes genutzt werden. 
 
Der Geltungsbereich der 1. Änderung umfasst Flächen entlang des östlichen Teils der Straße „Zur Steinbeck“ 
sowie einen Streifen nördlich des Baugebietes (Flurstücke 483/54, 483/55, 483/56, 483/57 und 483/59 (je-
weils teilweise), Flur 2, Gemarkung Kühlungsborn), s. Übersichtsplan in der Anlage. 
 
Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 47 und der Entwurf der Begründung dazu liegen ge-
mäß § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit  
 

vom 03.01.2022 bis zum 04.02.2022 
 
in der Stadtverwaltung, Bauamt, Ostseeallee 20, 18225 Kühlungsborn, Bauamt öffentlich zu jedermanns Ein-
sicht während der Dienstzeiten aus. Bitte beachten Sie die Hinweise zum Publikumsverkehr auf der Internet-
seite der Stadt. Zusätzlich können die Entwurfsunterlagen im o.g. Auslegungszeitraum auf der Internetseite 
der Stadt Ostseebad Kühlungsborn unter https://www.stadt-kuehlungsborn.de/buergerservice/bekanntma-
chungen.html eingesehen werden. 
 
Während der Auslegungszeit können von jedermann Stellungnahmen zum Entwurf schriftlich oder zur Nie-
derschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfas-
sung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben.  
 
Diese Bekanntmachung ist auch auf der Internetseite der Stadt Ostseebad Kühlungsborn unter 
https://www.stadt-kuehlungsborn.de/buergerservice/bekanntmachungen.html einsehbar. 
 

     
R. Kozian       (Siegel) 
Bürgermeister 
 

 
 
 
 
 

https://www.stadt-kuehlungsborn.de/buergerservice/bekanntmachungen.html
https://www.stadt-kuehlungsborn.de/buergerservice/bekanntmachungen.html
https://www.stadt-kuehlungsborn.de/buergerservice/bekanntmachungen.html
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1. Satzung 
zur Änderung der Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 

über die Erhebung von Gebühren zur Deckung der Beiträge und Umlagen des Wasser- und Bodenverban-
des „Hellbach – Conventer Niederung“ 

 

Präambel 
 
Aufgrund der §§ 2 und 5 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) vom 
13.07.2011 (GVOBl. Seite 777), des § 3 des Gesetzes über die Bildung von Gewässerunterhaltungsverbän-
den (GUVG) vom 04.08.1992 (GVOBl. Seite 458) zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.11.2015 (GVOBl. 
Seite 474) im Sinne des Wasserverbandsgesetzes (WVG vom 12.02.1991, BGBl. I S. 405, zuletzt geändert 
durch das Erste Gesetz zur Änderung des Wasserverbandsgesetzes vom 15.05.2002, BGBl. I S. 1578) sowie 
der §§ 1, 2 und 6 des Kommunalabgabengesetzes Mecklenburg-Vorpommern (KAG M-V) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12.04.2005 (GVOBl. M-V 2005, Seite 146) in letzter berücksichtigter Änderung 
in §§ 9, 12 und 22 und Neufassung des § 21 durch das Gesetz vom 14.07.2016 (GVOBl. M-V Seite 584) hat 
die Stadtvertretung in ihrer Sitzung am 16.12.2021 folgende 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Erhebung von Gebühren zur Deckung von Beiträgen und Umlagen des Wasser- und Bodenverbandes „Hell-
bach – Conventer Niederung“ vom 27.09.2018 beschlossen. 

 
Artikel 1 

Änderung des § 3 Gebührenmaßstab 

Die Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über die Erhebung von Gebühren zur Deckung von Beiträgen 
und Umlagen des Wasser- und Bodensverbandes „Hellbach - Conventer Niederung“ vom 27.09.2018 wird wie 
folgt geändert. 

 

(1) § 3 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

1Die Festsetzung der Gebühr erfolgt nach Berechnungseinheiten. 2Es gelten folgende Berechnungs-
einheiten und Gebührensätze je angefangene 

a) 0,5 ha Bauland (Baugrundstücke) 7,60 EUR 
b) 0,5 ha sonstige befestigte Fläche (z.B. Straßen, Wege, Plätze) 7,60 EUR 
c) 1,0 ha landwirtschaftliche oder gleichartig genutzter Fläche 7,60 EUR 
d) 1,0 ha forstwirtschaftlich genutzte Fläche 7,60 EUR 
e) 1,0 ha Unland- oder Heidefläche 7,60 EUR 
f) 1,0 ha Wasserfläche 7,60 EUR 
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Inkrafttreten 

Die 1. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über die Erhebung von Gebüh-
ren zur Deckung von Beiträgen und Umlagen des Wasser- und Bodenverbandes „Hellbach - Conventer Nie-
derung“ vom 27.09.2018 tritt zum 01.01.2022 in Kraft. 

 
 
Ostseebad Kühlungsborn, den 23. Dezember 2021 
 
 
 

Rüdiger Kozian        
Bürgermeister        (Siegel) 
 
 
 
 
Verfahrensvermerk: 
 
Die 1. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über die Erhebung von Gebüh-
ren zur Deckung von Beiträgen und Umlagen des Wasser- und Bodenverbandes „Hellbach -Conventer Niede-
rung“ wurde dem Landrat des Landkreises Rostock als untere Rechtsaufsichtsbehörde gemäß § 5 Abs. 4 Kom-
munalverfassung Mecklenburg – Vorpommern (KV M-V) angezeigt. 
Hiermit wird die 1. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über die Erhebung 
von Gebühren zur Deckung von Beiträgen und Umlagen des Wasser- und Bodenverbandes „Hellbach -Con-
venter Niederung“ öffentlich bekannt gemacht. Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- und 
Formvorschriften verstoßen wurde, können diese Verstöße entsprechend § 5 Abs. 5 KV M-V nur innerhalb 
eines Jahres schriftlich, unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache aus der sich der Ver-
stoß ergibt, gegenüber dem Ortsrechtsgeber geltend gemacht werden. Diese Frist gilt nicht für die Verletzung 
von Anzeige-, Genehmigungs- und Bekanntmachungsvorschriften, die stets geltend gemacht werden können. 
 
Ostseebad Kühlungsborn, den 23 Dezember 2021 
 
 
 
 
 
Rüdiger Kozian 
Bürgermeister 
 
 
 
  



Amtliches Bekanntmachungsblatt Seite 19 von 19 Nr. 13/2021 

 

 

 
 
 
Bericht der Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über die 
Durchführung und die wesentlichen Feststellungen der örtlichen Prüfung für den Zeitraum vom 22. Au-
gust 2019 bis zum 30. April 2021 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat gegenüber der Stadt Ostsee-
bad Kühlungsborn einen Tätigkeitsbericht für den Zeitraum vom 22 . August 2019 bis zum 30. April 2021 
vorgelegt. Der entsprechende Tätigkeitsbericht wurde der Stadtvertretung in ihrer Sitzung am 28. Okto-
ber 2021 zur Kenntnis gegeben. Der Tätigkeitsbericht des Rechnungsprüfungsausschusses der Stadt 
Ostseebad Kühlungsborn wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Tätigkeitsbericht liegt zur Einsicht-
nahme vom Zeitpunkt der Bekanntmachung an für 14 Werktage in der Stadtverwaltung der Stadt Ostsee-
bad Kühlungsborn, Ostseeallee 20, Zimmer 13 zu den Öffnungszeiten öffentlich aus. 

 
Kühlungsborn, den 23. Dezember 2021 
 
 
 
 
 
 
Kozian  

Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das nächste Amtliche Bekanntmachungsblatt erscheint am 20.01.2022. 


